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Die Entwicklung der Haftung für Drittschäden

J ÖRG N EUNER, Augsburg

I. Einleitung; II. Gesetzgeberische Regelungen; 1. Ersatzansprüche beilbtung 
und Gesundheitsverletzung gemäß §§844f. BGB; 2. Die Haftung des Gast­
wirtes gemäß § 701 BGB a. F.; 3. Die Haftung des Fremdbesitzers gemäß § 991 
Abs. 2 BGB; 4. Die Ersatzpflicht bei Verlöbnisbruch gemäß § 1298 Abs. 1 
S. 1 BGB; 5. Der Vertrag zugunsten Dritter gemäß §§ 328 ff. BGB; III. Prae- 
terlegale Haftungserweiterungen; 1. Der Vertrag mit Schutzwirkung zugun­
sten Dritter; 2. Die Drittschadensliquidation; IV. Zusammenfassung.

I

Einleitung

Ein historischer Rückblick auf die Haftung für Drittschäden vor und 
nach Inkrafttreten des BGB setzt zunächst die begriffliche Klärung 
voraus, wer als „Dritter“ zu verstehen ist, dem Schäden zu ersetzen 
sind. Vor dem Hintergrund der systemprägenden Prinzipien der Rela­
tivität sowie des Gläubigerinteresses1 sind dies im Deliktsrecht Perso­
nen, die einen Schaden erleiden, jedoch nicht selbst in einem geschütz­
ten Rechtsgut verletzt werden.2  Etwas komplizierter ist die 
Bestimmung im nicht-deliktischen Bereich. Hier ist als „Dritter“ zu 
betrachten, wer seine Rechtsposition aus einem fremden Schuldver­
hältnis herleitet. Diese Privilegierung kann zum einen rechtsgeschäft­
lich, namentlich durch einen Vertrag zugunsten Dritter, begründet 
werden. Sie kann zum anderen aber auch von Gesetzes wegen erfolgen. 
Dem D ritten wird dann entweder ein eigener Anspruch gegen den 
Schuldner eingeräumt, wie beim Vertrag mit Schutzwirkung zugun­
sten Dritter, oder der Drittschaden ist vom Gläubiger zu liquidieren, 
also „übers Eck“ abzuwickeln.

1 Siehe zu diesen Grundsätzen näher J. KÖNDGEN, Die Einbeziehung Dritter in den 
Vertrag, in: Karlsruher Forum 1998 (VersR-Schriften 6), 1999, S. 3 ff. (22 ff.); 
R. TRAUGOTT, Das Verhältnis von Drittschadensliquidation und vertraglichem Dritt­
schutz, Berlin 1997, S. 13 ff; J. NEUNER, Der Schutz und die Haftung Dritter nach 
vertraglichen Grundsätzen, in: JZ 1999, S. 126 ff. (126f.) m.w. N.

2 Vgl. D. MEDICUS, Bürgerliches Recht, 18. Auf!., Köln/Berlin/Bonn/München 1999, 
Rz. 834.
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Hiervon zu unterscheiden ist die unmittelbare, d. h. originäre Er­
langung einer Gläubigerstellung aufgrund einer rechtsgeschäftlichen 
Verpflichtung oder eines zurechenbar gesetzten Rechtsscheins. In 
diesen Fällen scheidet die Annahme eines Drittschadens aus, da ein 
eigenständiges Schuldverhältnis mit dem Gläubiger begründet wird 
und man höchstens den Schuldner als „Dritten“ bezeichnen kann, 
sofern dieser beispielsweise im Rahmen von Vertragsverhandlungen 
auf Seiten des Verkäufers als Sachverständiger auftritt.3 Vor allem 
Schadensersatzansprüche aus culpa in contrahendo, etwa infolge 
fehlerhafter Beratung oder Begutachtung,4 fallen somit nicht unter 
die Thematik der Drittschäden.

3 Vgl. C.-W. CANARIS, Schutzwirkungen zugunsten Dritter bei „Gegenläufigkeit“ der 
Interessen, in: JZ 1995, S. 441 ff. (445); DERS., Die Reichweite der Expertenhaftung 
gegenüber Dritten, in: ZHR 163 (1999), S. 206ff. (220 ff).

4 Siehe dazu rechtsgeschichtlich namentlich E JOST, Vertragslose Auskunfts- und 
Beratungshaftung, Baden Baden 1991, S. 13 ff; H. HONSELL, Die Haftung für Gut­
achten und Auskunft unter besonderer Berücksichtigung von Drittinteressen, in: FS 
Medicus, Köln/Berlin/Bonn/München 1999, S. 211 ff. (214) mit umfangreichen Nach­
weisen.

5 Vgl. RGZ 7, 139 ff. (141 ff.) mit umfangreichen Nachweisen.

II
Gesetzgeberische Regelungen

Analysiert man auf der Grundlage dieser Begriffsbestimmung die 
Entscheidung des BGB-Gesetzgebers zur Haftung für Drittschäden, 
ist kennzeichnend, daß nur in ganz besonderen Ausnahmefallen eine 
solche Haftung explizit anerkannt wurde.

1. Ersatzansprüche bei Tötung und Gesundheitsverletzung gern.
§§844f. BGB

Ausdrückliche Regelungen einer Ersatzpflicht finden sich in § 844 
BGB und § 845 BGB, wonach Dritte Schadensersatzansprüche hin­
sichtlich der Kosten der Beerdigung, des Verlustes von Unterhalts­
zahlungen sowie aufgrund entgangener Dienste geltend machen kön­
nen. Der Anwendungsbereich dieser Bestimmungen wurde darüber 
hinaus durch die Verweisungen in § 618 Abs. 3 BGB und § 62 Abs. 3 
HGB ausgedehnt. Der Gesetzgeber hat bei diesen Sonderregelungen 
indes weitgehend nur die gefestigte Rechtsprechung5 sowie eine Reihe



Die Entwicklung der Haftung für Drittschäden 195

von Partikularrechten6 rezipiert7 und keine Systemveränderung vor- 
genommen.

2. Die Haftung des Gastwirtes gemäß § 701 BGB a. F.

Zu keiner Veränderung der Rechtslage führte auch die Haftung des 
Gastwirtes gern. § 701 BGB a. F. für eingebrachte Sachen, die nicht im 
Eigentum des Gastes stehen. Der BGB-Gesetzgeber wollte mit dieser 
drittschützenden Regelung lediglich an den bereits „bekannten stren­
gen Grundsätzen“ des geltenden Rechts8 festhalten.9 In der Folge war 
es daher in der Rechtsprechung10 und Literatur11 allgemein aner­
kannt, daß im Rahmen von § 701 BGB a. F. der Gast ausnahmsweise 
einen Drittschaden aus eigenem Recht geltend machen kann, wobei 
man zur Rechtfertigung außerdem auf die analoge Rechtslage beim 
Kommissionsgeschäft verwies.12

3. Die Haftung des Fremdbesitzers gern. § 991 Abs. 2 BGB

Keine grundlegende Neuerung brachte auch § 991 Abs. 2 BGB, wonach 
der Fremdbesitzer gegenüber dem Eigentümer in gleicher Weise haftet 
wie gegenüber seinem Oberbesitzer.13 Diese Sonderbestimmung ist 
nur eine notwendige Einschränkung der grundsätzlichen Privilegie­
rung des redlichen unverklagten Besitzers gern. §§ 989,990,993 Abs. 1 
BGB, da der Besitzer hier „weiß, daß er fremde Sachen unter sich 
hat“ 14 und deshalb einer entsprechenden Schadensersatzhaftung un-

6 Siehe u. a. §§ 98 ff., 109 preuß. A.L.R. I, 6; §§ 1491, 1492 sächs. BGB.
7 Vgl. Motive II S. 767.
8 Vgl. bereits D. 4.9.1.7; siehe ferner auch H. DERNBURG, Lehrbuch des preußischen 

Privatrechts, Bd. II, Halle 1878, § 213 (S. 564) m. w. N.
9 Vgl. Protokolle I S. 2772.

10 OLG Breslau, Recht 1902, Nr. 1769; OLG München, Seuff. Arch. 61 (1906) 
Nr. 174; OLG Hamburg, LZ 1 (1907) S. 520 f; RG, Recht 1921, Nr. 829.

11 A. LANGEN, Die privatrechtliche Stellung der Wirthe und der Gastaufhahmevertrag, 
Marburg 1902, S. 49; P. OERTMANN, BGB, 3./4. Auf!., Berlin 1910, Fn. 3b zu § 701 m. w. N.

12 OLG Hamburg, OLGE 18 (1909), 24f. (25); OLG Köln, OLGE 24 (1912), 400ff. 
(401) jew. m. w. N.

13 Siehe hierzu näher H. A FISCHER, Der Schaden nach dem Bürgerlichen Gesetz­
buch für das Deutsche Reich, Jena 1903, S. 109ff.; K.-H. GURSKY, in: STAUDINGER, 
13. Bearb., Berlin 1999, Rz. 10 ff. zu §991 (speziell Rz. 11 zum Streitstand über die 
dogmatische Einordnung).

14 A BOLZE, Die Bestimmungen des Entwurfes eines bürgerlichen Gesetzbuches für 
das deutsche Reich über die Steigerung des vindikatorischen Eigenthnmsanspruchs, 
in: AcP 74 (1889), S. 97 ff. (107).
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terliegt. Das gleiche gilt mutatis mutandis für den Fremdbesitzerexzeß 
im bilateralen Verhältnis, so daß das Reichsgericht (RG) insoweit zwar 
nicht die drittwirkende Regelung des § 991 Abs. 2 BGB heranzog, 
jedoch unter Berufung auf allgemein anerkannte Grundsätze eine 
deliktsrechtliche Haftung gemäß § 823 BGB bejahte.15

15 RGZ 101, 307ff. (310ff.); RG, Recht 1930, Nr. 2238 m .w.N.
16 Als Vorbilder dienten dem Gesetzgeber die weniger weitgehenden Regelungen 

gern. § 1581 sächs. BGB und §3 altenb. Ges. v. 13.1.1869; vgl. Motive IV S. 4.
17 Siehe zum Verlöbnisrecht vor der Geltung des BGB eingehend U. STUTZ, Die 

Rechtsnatur des Verlöbnisses nach deutschem bürgerlichen Recht, Tübingen 1900, 
S. 1 ff. mit umfangreichen Nachweisen.

18 Siehe dazu näher J. GERN HU B ER/ D. COESTER-WALTJEN, Lehrbuch des Familien- 
rechts, 4. Aufl., München 1993, § 8 V 3 (S. 83); C.-W. CANARIS, Das Verlöbnis als 
„gesetzliches“ Rechtsverhältnis, in: AcP 165 (1965), S. 1 ff. (2 ff., 10ff.) m .w.N.

19 Protokolle IV S. 2.
20 Vgl. OLG Hamburg, OLGE 16, 203; OLG Braunschweig, OLGE 20, 290; siehe 

ferner auch schon OLG Kiel, OLGE 6, 276; sowie aus der Literatur STUTZ, Die 
Rechtsnatur des Verlöbnisses (Anm. 17), S. 80 f.; S. GLASER, Die rechtliche Natur des 
Verlöbnisses, Halle 1904, S. 91 f.

21 Siehe zur Dogmengeschichte näher K. HELLWIG, Die Verträge auf Leistung an 
Dritte, Leipzig 1899, S. 1 ff.; U. MÜLLER, Die Entwicklung der direkten Stellvertretung 
und des Vertrages zugunsten Dritter, Stuttgart 1969, S. 14 ff.; W. BAYER, Der Vertrag 
zugunsten Dritter, Tübingen 1995, S. 5 ff. m. w. N.

4. Die Ersatzpflicht bei Verlöbnisbruch gern. § 1298 Abs. 1 S. 1 BGB

Eine neue Rechtslage wurde hingegen durch § 1298 Abs. 1 S. 1 BGB 
geschaffen,16 der auf der fehlenden Klagbarkeit des Eheversprechens 
gern. § 1297 Abs. 1 BGB aufbaut und neben dem Verlobten insbeson­
dere auch dessen Eltern einen Schadensersatz für Aufwendungen 
zuspricht, die in Erwartung der Ehe gemacht wurden.17 Ungeachtet 
der schwierigen dogmatischen Einordnung dieser Vorschrift,18 über 
die sich schon die Gesetzesverfasser nicht im klaren waren und des­
halb an die Wissenschaft verwiesen,19 ist jene Neuregelung umgehend 
von der Rechtsprechung angewandt worden.20

5. Der Vertrag zugunsten Dritter gemäß §§ 328ff. BGB

Einen weiteren Wandel der Rechtspraxis bewirkte schließlich die ge­
setzliche Einführung des Vertrags zugunsten Dritter gemäß §§ 328 ff. 
BGB. Mit der Anerkennung dieses seit der römischen Antike um strit­
tenen Rechtsinstituts21 wurde für Dritte die Möglichkeit eines origi-
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nären Rechtserwerbs geschaffen.22 Noch nicht geklärt war damit 
allerdings die Frage, ob dem Dritten neben Primärleistungsansprü- 
chen auch das Recht zusteht, Schadensersatzansprüche wegen Ver­
tragsverletzung gegen den Promittenten geltend zu machen. Obwohl 
zwei Instanzgerichte, nämlich die Oberlandesgerichte Hamburg23 und 
Colmar,24 dies bereits 1907 bzw. 1914 in  bezug auf einen Beförderungs- 
Vertrag folgerichtig bejahten, setzte sich diese Erkenntnis höchstrich­
terlich erst im Jah r 1915 durch. Im Rahmen der Entwicklung der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung sind dabei zunächst zwei ältere 
Entscheidungen aus den Jahren  1911 und 1913 markant, in denen das 
RG nicht der Ehefrau, sondern nur dem Ehemann als Mieter, der auch 
als Kläger auftrat, vertragliche Schadensersatzansprüche wegen des 
Ausfalls der Arbeitskraft seiner verletzten Ehefrau zubilligte.25 Beide 
Entscheidungen sind dogmatisch deshalb bemerkenswert, da das RG 
einerseits Mangelfolgeschäden im Rahmen der Überlassung einer 
fehlerhaften Mietsache systemkonform unter § 538 Abs. 1 BGB sub­
sumierte, jedoch andererseits lediglich der in  ihren Vertragsrechten 
verletzten Vertragspartei solche Ansprüche wegen Vertragsverletzung 
zu gewähren gedachte. Es liegt die Vermutung nahe, daß das RG in 
diesen Fällen einen Drittschutz verweigerte, weil der Ehefrau kein 
Recht auf die Hauptleistung im Sinne von § 328 BGB zustand. Gegen 
diese Annahme spricht aber, daß das RG kurze Zeit später die Haftung 
eines Arztes gegenüber einem zu behandelnden Kind lediglich aus 
unerlaubter Handlung ableitete,26 obwohl die Eltern m it dem Arzt 
offenkundig einen Vertrag zugunsten des Kindes geschlossen hatten, 
aus dem das Kind unm ittelbar Leistungsrechte erwarb. Kennzeich­
nend ist mithin, daß das RG in den ersten eineinhalb Jahrzehnten 
nach Geltung des BGB vertragliche Schutzpflichten zugunsten Dritter 
generell ablehnte, obgleich es im bilateralen Verhältnis Ansprüche aus 
Vertragsverletzung bereits konsequent zusprach.27

22 Vgl. RGZ 71, 324ff. (325 ff.); HELLWIG, Die Verträge auf Leistung an Dritte 
(Anm. 21), S .253 ff; P. GOTTWALD, in: Münchener Kommentar, 3. Aufl., München 
1994, Rz. 2 zu § 328 m. w. N.

23 Recht 1907, Nr. 3469.
24 Recht 1914, Nr. 327.
25 RGZ 77, 99 ff.; 81, 200 ff.
26 RGZ 85, 183 ff; kritisch dazu namentlich R. MÜLLER-ERZBACH, Reichsgericht und 

Interessenjurisprudenz, in: Die Reichsgerichtspraxis im deutschen Rechtsleben, Bd. 11, 
Berlin/Leipzig 1929, S. 161 ff (163f.).

27 Dem Dritten hatte das RG allerdings bereits Sorgfaltspflichten „auferlegt“; vgl. 
JW 1913, S. 426f. (427) Nr. 3.
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Die Wende kam erst im Jahr 1915 durch zwei unmittelbar aufein­
anderfolgende Entscheidungen: Zunächst judizierte der 3. Senat, daß 
das Mitglied einer Ortskrankenkasse aufgrund des Vertrags zwischen 
der Kasse und dem Krankenhausunternehmer ein eigenes Recht auf 
ordnungsmäßige Krankenhausbehandlung erlangt,28 und kurze Zeit 
später erkannte dann der 6. Senat der in einer Kraftdroschke mit­
fahrenden Ehefrau das Recht zu, eine ungefährdete Beförderung zu 
verlangen.29 Diese Rechtsprechungsänderung löste in den nachfolgen­
den Jahren eine justizielle Kettenreaktion aus. Es wurde nunmehr 
ganz generell auch bei Mietverträgen,30 Dienst-31 und Werkverträ­
gen32 sowie bei gemischten Verträgen33 eine potentiell drittschützende 
Wirkung angenommen.34

Den zahlreichen Folgeentscheidungen ist gemeinsam, daß jeweils 
§ 328 BGB als sedes materiae erachtet wurde. Dieser Begründungs­
ansatz ist insofern überzeugend, als dem Dritten ein Primärlei­
stungsanspruch zusteht und im Rahmen dieses Schuldverhältnisses 
Schutzpflichten verletzt werden.35 Es ist dies regelmäßig bei Heilbe- 
handlungs-36 sowie Beforderungsverträgen37 anzunehmen, weil die 
Primärleistung hier von vornherein erkennbar allein dem erkrankten 
Dritten bzw. allen Fahrgästen gemeinsam zukommen soll und alter­
native stellvertretungsrechtliche Konstruktionen meist lebensfremd

28 RG, WamRspr. 1915, Nr. 203.
29 RGZ 87, 64 ff.
30 Vgl. RGZ 91, 21 ff ; RG, Seuff. Arch. 75 (1920), Nr. 70; RGZ 102, 231 f f ;  RGZ 160, 

153 ff. (wo allerdings wegen der Verköstigung durch den Gastwirt auch unmittelbar ein 
Anspruch aus pFV bzw. cic in Betracht kam).

31 Vgl. RG, JW 1919, S. 820 Nr. 1.
32 Vgl. RGZ 127, 218 ff; RG, JW 1938, S. 2308 Nr. 49.
33 Vgl. RGZ 98, 210ff; RG, JW 1937, S. 737 f. Nr. 1.
34 Siehe ferner aus der Literatur namentlich P. OERTMANN, BGB, 5. Auf!., Berlin 

1928, Fn. 3 zu § 328; H. KRESS, Lehrbuch des allgemeinen Schuldrechts, München 1929, 
S. 627; kritisch F. LEONHARD, Allgemeines Schuldrecht des BGB, München 1929, S. 353.

35 Siehe dazu aus der neueren Literatur nur W. HADDING, in: SOERGEL, BGB, 
12. Auf!., Stuttgart/Berl in/Köln 1990, Rz. 30, 63 zu § 328; GOTTWALD, in: Münch- 
Komm., BGB (Anm. 22), Rz. 17, 25 zu § 328 m. w. N.

36 Vgl. RG, WamRspr. 1915, Nr. 203; RG, WarnRspr. 1918, Nr. 113; RG, JW 1919, 
S. 38 Nr. 4 (Pflegevertrag); RGZ 152, 175 ff. (wo das RG sich nunmehr explizit von der 
Entscheidung RGZ 85, 183 distanziert, während es in WamRspr. 1918 Nr. 113 -  für 
einen Rechtsprechungswandel nicht untypisch -  noch eine andere Entscheidungs­
grundlage anfuhrte).

37 Vgl. RGZ 87, 64 ff ; RG, Recht 1924, Nr. 161; RG, HRR 1930, Nr. 2061; RG, HRR 
1935. Nr. 342.
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erscheinen. Bezeichnenderweise waren diese Fallkonstellationen 
daher auch der Auslöser für den Rechtsprechungswandel.38

38 Vgl. Anm. 28, 29.
39  Siehe nur HADDING, in: SOERGEL, BGB (Anm. 35), Rz. 3 ff. zu Anh §328 nölt 

umfangreichen Nachweisen.
40 Anmerkung zu BGH, Urt. v. 25.4.1956 -  VI ZR 34/55, in: NJW 1956, S. 1193 £ 

(1193).
41 NJW 1959, S. 1676 £; siehe zur Rechtsprechung des BGH im näher®11 

A. ZIEGLTRUM, Der Vertrag mit Schutzwirkung für Dritte, Frankfurt am Main 1992, 
S. 30 ff; H.-J. KEITEL, Rechtsgrundlage und systematische Stellung des Vertrags t°it 
Schutzwirkung für Dritte, Frankfurt am Main 1988, S. 19 ff. m. w.N.

42 Vgl. u. a. RG, Seuff Arch. 75 (1920) Nr. 70; RGZ 152, 175 ff. (177).
43 Vgl. u. a. RG, Seuff Arch. 75 (1920) Nr. 70; RGZ 127, 218 ff. (222).
44 Vgl. u. a. RGZ 98, 210 ff. (213); RGZ 152, 175 f f  (177).
43 Vgl. u. a. RG, JW 1919, S. 820 Nr. 1; RG, JW 1937, S. 737 £ Nr. 1.

III

Praeterlegale Haftungserweiterungen

1. Der Vertrag m it Schutzwirkung zugunsten Dritter

Problematisch ist die Berufung auf einen Vertrag zugunsten Dritter 
gern. § 328 BGB allerdings, wenn der Dritte keinen Primärleistungs­
anspruch erwirbt und lediglich Schutzpflichten zugunsten des Dritten 
begründet werden sollen.39 Der BGH hat die Anlehnung an § 328 BGB 
folglich später auch aufgegeben und im Anschluß an Larenz40 das 
Rechtsinstitut des „Vertrags mit Schutzwirkung zugunsten Dritter“ 
entwickelt.41 Das RG versuchte hingegen die Anwendung von § 328 
BGB methodologisch auf verschiedene Weisen zu rechtfertigen: mit 
dem objektiven Sinn und Zweck des Vertrags,42 mit der Verkehrs­
sitte,43 m it einer ergänzenden Vertragsauslegung gern. § 157 BGB44 
sowie der Annahme einer stillschweigenden Vereinbarung.45 Diese 
Begründungswege mögen zwar in Einzelfallen zu überzeugenden Er­
gebnissen fuhren, doch ist die Annahme einer rechtsgeschäfthchen 
Einbeziehung des Dritten im Regelfall eine Fiktion und Korrektur des 
Parteiwillens.

Es stellt sich daher die Frage, welche Sachgründe das RG bei dieser 
Judikatur prim är geleitet haben. Besonders aufschlußreich ist insofern, 
daß das RG sich bei der Bestimmung des Parteiwillens zum Tbi! ganz
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pauschal auf die „sozialen Pflichten eines Arbeitgebers“ berief46 und 
zudem die unabdingbaren Arbeitnehmerrechte gern. § 619 BGB in 
Verbindung mit § 618 BGB im Rahmen ergänzender Vertragsausle­
gung berücksichtigte.47 Mit diesen Urteilsgründen korrespondiert, daß 
das RG neben Familienangehörigen und Arbeitnehmern auch Mietern 
einen analogen Drittschutz gewährte,48 da sich diese, wie namentlich 
§ 537 Abs. 3 BGB belegt, in einer vergleichbaren schutzbedürftigen 
Position befinden. Im historischen Kontext ist des weiteren kennzeich­
nend, daß die Ausweitung des vertraglichen Drittschutzes einherging 
mit der Kodifizierung sozialer Grundrechte in der Weimarer Reichs­
verfassung49 und verschiedenen anderen sozialgesetzgeberischen In­
itiativen, wie zum Beispiel auf dem Gebiet des Arbeitsrechts.50 Nimmt 
man hinzu, daß der Vertrag zugunsten Dritter gemäß § 328 BGB in 
seinem klassischen Anwendungsgebiet einen Versorgungszweck ver­
folgt,51 und interpretiert man auch vor diesem Hintergrund die gene­
relle Berufung des RG auf § 328 BGB,52 ist als Ergebnis m ithin fest­
zuhalten, daß die Rechtsprechung des RG offenkundig maßgeblich von 
sozialen Schutzerwägungen geprägt war.53 Bestätigt wird dies auch 
durch den BGH, der die Rechtsprechung des RG zunächst behutsam 
fortfuhrte und deren soziale Implikationen mit der bekannten „Wohl und 
Wehe“-Formel sehr anschaulich zum Ausdruck brachte.54

46 RG, JW 1919, S. 820 Nr. 1.
47 RGZ 127, 218ff. (224 f.).
48 Vgl. RG, JW 1937, S. 737 f. Nr. 1.
49 Siehe dazu näher E. R. HUBER, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. VI, Stuttgart 

1981, S. 116 ff, 1081 ff; E VÖLTZER, Der Sozialstaatsgedanke in der Weimarer Reichs­
verfassung, Frankfurt/Berlin/Bern/New York/Paris/Wien 1992, S. 85 ff; K.W. NÖRR, 
Arbeitsrecht und Verfassung -  Das Beispiel der Weimarer Reichsverfassung von 1919, 
in: ZfA 1992, S. 361 ff

50 Siehe hierzu näher T. RAMM, Die Arbeitsverfassung der Weimarer Republik, in: 
GS KAHN-FREUND, München 1980, S. 225 ff; K.W. NÖRR, Grundlinien des Arbeitsrechts 
der Weimarer Republik, in: ZfA 1986, S. 403 ff; vgl. ferner auch schon W. SILBER- 
SCHMIDT, Das Reichsgericht und der Begriff des Sozialen, in: Die Reichsgerichtspraxis 
im deutschen Rechtsleben, Bd. II, Berlin/Leipzig 1929, S. 1 ff.

51 Siehe zu Einzelheiten BAYER, Der Vertrag zugunsten Dritter (Anm. 21), S. 143 ff.
52 Vgl. auch D. MEDICUS, Durchblick: Drittbeziehungen im Schuldverhältnis, in: JuS 

1974, S. 613 ff. (622).
53 Das Sozialstaatsprinzip ist auch heute noch die zentrale Legitimationsgrundlage 

für den Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten Dritter, vgl. näher NEUNER, Der Schutz 
und die Haftung Dritter (Anm. 1), S. 127 f.

54 Vgl. BGH, NJW 1977, S. 2208ff (2209); BGH, NJW 1968, S. 1929ff (1931); siehe 
ferner zu der (systemwidrigen) Weiterentwicklung des Instituts des Vertrags mit 
Schutzwirkung zugunsten Dritter seit der ^Lastschrift-Entscheidung“ (BGHZ 69, 
82 ff.) nur W. BAYER, Vertraglicher Drittschutz, in: JuS 1996, S. 473ff. (474ff) mit 
umfangreichen Nachweisen.
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Aus methodologischer Sicht ist abschließend hervorzuheben, daß die 
richterliche Anerkennung des Vertrags mit Schutzwirkung zugunsten 
Dritter keine Gesetzesderogation darstellte. Dem Gesetzgeber war 
jene Problem atik zwar noch nicht bekannt, doch betraf dies ganz 
generell die Unterscheidung von Schutz- und Leistungspflichten. 
Des weiteren is t die exzeptionelle Privilegierung D ritter nach der 
„Wohl und Wehe“-Formel auch systemimmanent begründbar, so daß 
es sich insgesam t um eine zulässige Rechtsfortbildung praeter legem 
handelte.56

55 Vgl. auch F. WIEACKER, Pandektenwissenschaft und industrielle Revolution, in: 
DERS., Industriegesellschaft und Privatrechtsordnung, Frankfurt am Main 1974, 
S. 55 ff. (70 f.); K. LARENZ/C.-W. CANARIS, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, 
3. Aufl., Berlin/Heidelberg/New York/Barcelona/Budapest/Hongkong/London 1995, 
S. 193 f.

56 Vgl. auch W. URBAN, „Vertrag“ mit Schutzwirkung zugunsten Dritter und Dritt­
schadensliquidation, Bergisch Gladbach 1989, S. 110 ff; G. PHILIPPSEN, Zur Dritthaftung 
des privat beauftragten Gutachters für fahrlässig verursachte Vermögensschäden, 
Karlsruhe 1998, S. 89 ff.

57 Siehe hierzu auch F. REGELSBERGER, Ersatzpflicht aus Verträgen für den Schaden, 
den durch den Vertragsbruch ein Dritter erleidet, in: Iherings Jahrbuch 41 (1900) 
S. 251 ff. (270 ff.); H. HAGEN, Die Drittschadensliquidation im Wandel der Rechtsdogma­
tik, Frankfurt am Main 1971, S. 111 ff; H.-U. v. SCHROETER, Die Drittschadensliquida­
tion in europäischen Privatrechten und im deutschen Kollisionsrecht, Frankfurt am 
Main/Berlin/Bern/New York/Paris/Wien 1995, S. 16 ff.; I. REICHARD, Die Frage des 
Drittschadensersatzes im klassischen römischen Recht, Köln/Weimar/Wien 1993, 
S. 1 ff. mit umfangreichen Nachweisen.

58 Seuff. Arch. 11 (1857) Nr. 36, 84.
59 Seuff. Arch. 14 (1861) Nr. 23.
60 ROHGE 11, 256 ff; 14, 400; 17, 78 ff; 22, 248 ff.
61 RGZ 12, 108ff. (112); 27, 118ff. (125 ff); 40, 187ff. (189ff).
62 ROHGE 17, 78 ff. (79).

2. Die Drittschadensliquidation

Anders als der Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten Dritter war die 
Drittschadensliquidation schon vor Inkrafttreten des BGB in der 
Rechtsprechung anerkannt.57 Bereits die Oberappellationsgerichte 
Lübeck58 und Wolfenbüttel59 bejahten bei einem Kommissionsgeschäft 
bzw. einem „Versendungskauf“ die Möglichkeit der Geltendmachung 
von D rittschäden. Dieser Auffassung schloß sich das Reichsoberhan­
delsgericht in  einer Reihe von Entscheidungen zur mittelbaren Stell­
vertretung an ,6 0  die wiederum präjudiziell für das RG wirkten.61 Zur 
Legitimation der Drittschadensliquidation verwies die Judikatur62 auf
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einige umstrittene Digestenfragmente63 sowie im Laufe der Zeit auf 
die eigene gefestigte Rechtsprechungspraxis.64 Eine nähere dogmati­
sche Begründung wurde aber nicht gegeben, wenngleich sich die An­
sicht herauskristallisierte, daß der Schaden aus der Perspektive des 
Dritten zu bestimmen ist.65

Die Einführung des BGB änderte hieran nichts. Im Gesetzgebungs­
verfahren wurden zwar Anträge eingebracht, die Ersatzfahigkeit von 
Drittschäden insbesondere im Rahmen der mittelbaren Stellvertretung 
zu normieren,66 doch wurden diese mit der Begründung abgelehnt, daß

„auch ohne eine ausdrückliche Bestimmung die Rechtsprechung wie 
bisher zu dem richtigen Ergebnisse gelangen werde, und es sich nicht 
(empfehle), in einer so zweifelhaften, noch nicht zu festem Abschlusse 
gelangten Frage der wissenschaftlichen Entwicklung vorzugreifen“.67

Methodologisch schuf der Gesetzgeber dadurch eine bewußte, anfäng­
liche Regelungslücke,68 so daß das RG nach Inkrafttreten des BGB 
bruchlos an seine herkömmliche Judikatur anschließen konnte. In der 
Folge wandte es die Grundsätze über die Drittschadensliquidation 
neben der mittelbaren Stellvertretung69 auch auf den Versendungs­
kauf gemäß § 447 BGB70 sowie die Obhut für fremde Sachen71 an. Im 
Rahmen dieser Rechtsfortbildung gab es zwar m itunter Systemwidrig­
keiten, namentlich im Hinblick auf die Abgrenzung zu § 328 BGB,72 
doch schuf das RG mit dieser Extension die Basis für eine Fallgruppen­
bildung, die bis heute die Rechtsprechung prägt.73

Läßt man die Entwicklung der Drittschadensliquidation Revue 
passieren, ist zunächst signifikant, daß dieses Rechtsinstitut wesent-

63 Insb. D. 17.1.8.3; 3.5.27; quellenkritisch hierzu namentlich A. v. TUHR, Eigenes 
und fremdes Interesse bei Schadenersatz aus Verträgen, in: GrünhutsZ 25 (1898), 
S. 529 ff. (551 ff).

64  RGZ 40, 187 ff. (190).
65  RGZ 40, 187 ff. (189f.); siehe zu dieser Judikatur sowie zu den kontroversen 

Standpunkten in der Literatur ausführlich REGELSBERGER, Ersatzpflicht aus Verträgen 
(Anm. 57), S. 256 ff.

6 6  Protokolle I S. 298; Mugdan H S. 517 f.
67  Protokolle IS . 299; Mugdan H S. 518.
68 Siehe zu diesen Begriffen näher C.-W. CANARIS, Die Feststellung von Lücken im 

Gesetz, 2. Aufl., Berlin 1983, S. 134 f., 137.
6 9  Vgl. RGZ 58, 39ff; RGZ 115, 419ff (425) m. w.N.
70 Vgl. RGZ 62, 331 ff.
71 Vgl. RGZ 93, 39 ff; 170, 246 ff.
72 Siehe etwa RGZ 87, 289ff; generell kritisch HAGEN, Die Drittschadensliquidation 

(Anm. 57), S. 114ff
73 Vgl. nur BGHZ 40, 91 f f  (100 ff); sowie die Nachweise bei H. HEINRICHS, in: 

PALANDT, BGB, 58. Aufl., München 1999, Rz. 115 ff  Vorbem. v. § 249.
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lieh früher Eingang in die Rechtsprechung und Wissenschaft fand als 
der Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten Dritter. Ein Hauptgrund 
liegt hierfür vermutlich darin, daß der Vertrag mit Schutzwirkung 
zugunsten Dritter primär der iustitia distributiva zuzuordnen ist, 
während die Drittschadensliquidation eine Ausprägung der iustitia 
commutativa darstellt.74 Eine Drittschadensliquidation impliziert 
also keine Umverteilung oder Haftungserweiterung, sondern ledig­
lich — worauf bereits v. Tuhr im Jahr 1898 hinwies —, daß „ein 
grundloses Wegfallen der Haftung vermieden wird“ 75 und „der 
schuldige Mitcontrahent (nicht) per occasionem iuris eine unver­
diente Haftungsfreiheit (genießt)“.76

74 Siehe zu diesen beiden Gerechtigkeitsformen zuletzt C.-W. CANARIS, Die Bedeu­
tung der iustitia distributiva im deutschen Privatrecht, München 1997, S. 9 ff. m. w. N.

75 v. THUR, Eigenes und fremdes Interesse (Anm. 63), S. 567.
76 v. THUR, Eigenes und fremdes Interesse (Anm. 63), S. 566.
77 Siehe zu den verschiedenen Begründungsansätzen eingehend R. REINHARDT, Der 

Ersatz des Drittschadens, Mannheim 1933, S. 9 ff; sowie aus der neueren Literatur 
namentlich HAGEN, Die Drittschadensliquidation (Anm. 57), S. 210ff; M. JUNKER, Die 
Vertretung im Vertrauen im Schadensrecht, München 1991, S. 4 ff. mit umfangreichen 
Nachweisen.

78 RGZ 93, 39 ff. (41).
79 RGZ 170, 246ff. (251); siehe ferner auch BGHZ 15, 224ff. (228f.).

Mit den dogmatischen Grundlagen der Drittschadensliquidation77 
hatte sich die Rechtsprechung anfangs allerdings nicht näher ausein­
andergesetzt. Eine inhaltliche Begründung wurde im wesentlichen 
erst 1918 anläßlich eines Obhutsfalles versucht, indem die Drittscha­
densliquidation auf den Willen der Vertragsparteien zurückgeführt 
wurde.78 Auch in einer weiteren Entscheidung mahnte das RG an, den 
einschlägigen Vertrag unter Anwendung von § 157 BGB so auszulegen, 
daß die „Liquidation des Drittinteresses“ vereinbart sei.79 An diesem 
privatautonomen Erklärungsansatz ist dogmengeschichtlich interes­
sant, daß er parallel zur analogen rechtsgeschäftlichen Begründung 
von vertraglichen Schutzpflichten zugunsten Dritter entwickelt wur­
de. Er sieht sich folglich auch denselben Einwänden, nämlich der 
weitgehenden Fiktion und der Verformung des Parteiwillens, ausge­
setzt. Trotzdem war und ist die Argumentation des RG zugleich 
weiterführend: Zum einen deshalb, weil es in der Tat Konstellationen 
geben kann, in denen eine Drittschadensliquidation rechtsgeschäftlich 
vereinbart wird, und zum anderen, weil der Blick für Fälle geschärft 
wurde, bei denen von vornherein erkennbar allein ein Dritter der 
potentiell Geschädigte ist, dem zwar aufgrund des Relativitätsprin-
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zips kein unmittelbarer Anspruch gegen den Verursacher zusteht, 
dessen Schaden es jedoch „übers Eck“ abzuwickeln gilt.80

IV
Zusammenfassung

Als Ergebnis der Untersuchung kann demnach festgehalten werden, 
daß die Rechtspraxis im Bereich der Haftung für Drittschäden durch 
die Kodifikation des BGB nur partiell beeinflußt wurde. Eine Konti­
nuität ist zunächst in bezug auf die Ersatzansprüche gern. §§ 844, 845 
BGB sowie die Gastwirthaftung gemäß § 701 BGB a. F. zu beobachten, 
da diese Bestimmungen ohnehin nur die bereits bestehende Rechtslage 
rezipierten. Auch die Haftung beim Fremdbesitzerexzeß gern. § 991 
Abs. 2 BGB brachte keine wesentliche Veränderung. Im Unterschied 
zu diesen expliziten Anordnungen konnte sich der Gesetzgeber hin­
sichtlich der Drittschadensliquidation zu keiner Normierung ent­
schließen. Er hat jedoch durch die Schaffung einer bewußten Rege­
lungslücke auch insoweit eine Fortsetzung der bisherigen justiziellen 
Handhabung ermöglicht.

Sieht man von der Sonderbestimmung des § 1298 Abs. 1 S. 1 BGB im 
Verlöbnisrecht ab, trat eine erhebliche Veränderung der Rechtspraxis 
lediglich auf dem Gebiet der vertraglichen Schutzpflichten ein. Der 
Auslöser war hierfür die Anerkennung des Vertrags zugunsten Dritter 
gern. § 328 BGB. In dieser Norm sind zwar nur Primärleistungsan­
sprüche geregelt, doch muß in Anbetracht des dadurch begründeten 
Schuldverhältnisses der Promittent konsequenterweise auch für posi­
tive Forderungsverletzungen haften. Diese Schlußfolgerung hatte die 
höchstrichterliche Judikatur allerdings erst im Jahre 1915 gezogen, 
obgleich im zweigliedrigen Verhältnis die positive Forderungsverlet­
zung bereits deutlich früher entdeckt wurde. Der Grund für diese 
verzögerte Umsetzung dürfte dabei weniger auf zeitbedingte rechts­
theoretische Reflexionen zurückzuführen sein, als vielmehr auf die 
noch unsichere praktische Handhabung eines relativ neuen Rechts­
instituts. Nach seiner Rechtsprechungsänderung hat das RG den § 328 
BGB darüber hinaus auch bei bloßen Schutzpflichtverletzungen ohne 
primäres Leistungsverhältnis herangezogen. Diese Verknüpfung ist

80  Vgl. naher NEUNER, Der Schutz und die Haftung Dritter (Anin. 1), S. 133 ff.
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zwar dogmatisch unrichtig, doch läßt sich die Judikatur systemimma­
nent mit sozialen Schutzerwägungen rechtfertigen.

Insgesamt gesehen sind die Urteile des RG zur Haftung für Dritt­
schäden somit grundsätzlich weder als Contra legem-Judizieren ein­
zuordnen, noch sind sie durch eine begriffsjuristische Anwendung des 
Gesetzes geprägt. Es wurde vielmehr in der Regel das Spektrum 
zulässiger richterlicher Rechtsfindung ausgeschöpft. Dieses Metho­
denverständnis lag bezeichnenderweise gerade auch in der Intention 
der BGB-Verfasser, die keinen Gesetzespositivismus oder -perfektio- 
nismus anstrebten, sondern, wie sich paradigmatisch anhand der 
bewußten Regelungslücke zur Drittschadensliquidation zeigt, einer 
Rechtsfortbildung durchaus aufgeschlossen gegenüberstanden.81

81 Vgl. auch W. SCHUBERT, Das Bürgerliche Gesetzbuch von 1896, in: HOFMEISTER» 
Kodifikation als Mittel der Politik, Wien/Graz/Köln 1986, S. 11 ff. (23, 28, 78).
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